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Entscheidungsdatum
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Norm

AsylG 2005 82 Abs1 Z15
AsylG 2005 82 Abs1 722
AsylG 2005 83

AsylG 2005 83 Abs1
AsylG 2005 83 Abs4
AsylG 2005 83 Abs5
AsylG 2005 §34 Abs1
AsylG 2005 §34 Abs2
AsylG 2005 834 Abs4
AsylG 2005 §34 Abs5
AsylG 2005 8§75 Abs24
B-VG Art133 Abs4

FPG 846

FPG 8§50

FPG 8§52

FPG 8§55 Abs2

VwWGVG §24 Abs1
VWGVG §28 Abs1
VWGVG §28 Abs2
Spruch

W119 2216934-1/14E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag.a Eigelsberger als Einzelrichterin Uber die Beschwerde des
XXXX , geb. XXXX , StA: Afghanistan, vertreten durch Rechtsanwalt Mag. Robert BITSCHE, gegen den Bescheid des
Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 22. 2. 2019, ZI 1101843304-160066405/BMI-BFA_NOE_RD, nach
Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung zu Recht erkannt:


file:///

A)

|. Der Beschwerde wird stattgegeben und XXXX gemall 8 3 Abs. 1 iVm § 34 Abs. 2 AsylG 2005 der Status des
Asylberechtigten zuerkannt. GemaR 8 3 Abs. 5 AsylG wird festgestellt, dass XXXX damit kraft Gesetzes die
Flichtlingseigenschaft zukommt.

II. In Erledigung der Beschwerde werden die Spruchpunkte Il. bis VI. des angefochtenen Bescheides gemal3 § 28 Abs. 1
und 2 VWGVG ersatzlos behoben

B)

Die Revision ist gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.

Text

Entscheidungsgrinde:
I. Verfahrensgang:

Der Beschwerdefihrer stellte gemeinsam mit seiner Ehefrau (ZI W119 2217124) und seinen minderjahrigen Kindern
(Zlen W119 2217131, W119 2217129, W119 2217125 und W119 2217127) am 13. 1. 2016 jeweils Antrage auf

internationalen Schutz.

Anlasslich der am selben Tag durchgefihrten Erstbefragung nach dem AsylG fiihrte der BeschwerdefUhrer zunachst
aus, aus der Provinz Daikundi zu stammen und der Volksgruppe der Hazara anzugehdren. Zu seinem Fluchtgrund gab
er an, dass zwei seiner Brider von den Taliban getotet worden seien. Da er nunmehr an der Reihe gewesen sei, getotet
zu werden, habe er mit seiner Familie die Flucht angetreten.

Am 3. 8. 2018 fand beim Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl (Bundesamt) eine niederschriftliche Befragung statt,
in der der Beschwerdefihrer sein bisher getatigtes Vorbringen konkretisierte.

Mit Bescheid des Bundesamtes vom 22. 2. 2019, ZI 1101843304-160066405/BMI-BFA_NOE_RD, wurde der Antrag des
Beschwerdefihrers auf internationalen Schutz gemaR & 3 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezlglich der Zuerkennung
des Status des Asylberechtigten (Spruchpunkt I.) und gemalR 8 8 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezlglich der
Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan (Spruchpunkt
Il) abgewiesen. Gemal3 8 57 AsylG wurde ein Aufenthaltstitel aus bertcksichtigungswurdigen Grinden nicht erteilt
(Spruchpunkt 1ll) und gemaR8& 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm§8 9 BFA-VG gegen den Beschwerdefiihrer eine
Riickkehrentscheidung gemaR 8 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen (Spruchpunkt 1V), wobei gemaf3 § 52 Abs. 9 FPG festgestellt
wurde, dass die Abschiebung des Beschwerdefiihrers gemaR 8 46 FPG nach Afghanistan zuldssig sei (Spruchpunkt V).
Gemall 8 55 Abs 1 bis 3 FPG betrage die Frist fur die freiwillige Ausreise 14 Tage ab Rechtskraft der
Riickkehrentscheidung (Spruchpunkt VI.)

Mit Verfahrensanordnung vom 28. 2. 2019 wurde dem Beschwerdefiihrer die ARGE-Rechtsberatung Diakonie und

Volkshilfe als Rechtsberaterin zur Seite gestellt.

Gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdefihrer durch seinen Rechtsberater mit Schriftsatz vom 2. 4. 2019

Beschwerde.

Am 7. 7. 2021 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine 6ffentliche mundliche Verhandlung statt, an der sich der

Beschwerdefihrer und seine Ehefrau beteiligten. Ein Vertreter des Bundesamtes nahm an der Verhandlung nicht teil.
IIl. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Der BeschwerdeflUhrer ist Staatsangehoriger Afghanistans und am XXXX geboren. Er stellte am 13. 1. 2016 einen
Antrag auf internationalen Schutz.

Beim Beschwerdeflihrer handelt es sich um den Ehemann der XXXX , der mit Erkenntnis vom heutigen Tag, ZI W119
2217124, gemal 8 3 Abs. 1 AsylG 2005 der Status der Asylberechtigten zuerkannt wurde und der damit kraft Gesetzes
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die Flichtlingseigenschaft zukommt. Der Beschwerdefihrer gehort als ihr Ehemann der Familie an und liegt im
gegenstandlichen Fall ein Familienverfahren gemaR § 34 AsylG vor.

2. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen ergeben sich aus den Angaben des Beschwerdefihrers und seiner Ehefrau im Verfahren sowie aus
den damit Ubereinstimmenden Akteninhalten. Wie bereits das Bundesamt in seinem Bescheid festgestellt hat, ist vom
Bestehen der Familieneigenschaft zwischen dem Beschwerdefihrer und seiner Ehefrau gemal § 34 AsylG auszugehen.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR 8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gegenstandlich liegt Einzelrichterzustandigkeit vor.

GemaR§ 1 VWGVG regelt dieses Bundesgesetz das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des
Bundesfinanzgerichtes.

GemalR § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Uber
Beschwerden gemal3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der BAO, des AgrVG und des DVG und im Ubrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in
Bundes- oder Landesgesetzen sinngemdR anzuwenden, die die Behérde in dem dem Verfahren vor dem
Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hatte. Entgegenstehende
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits
kundgemacht sind, bleiben unberuthrt (8 58 Abs. 2 VWGVG, in der Fassung BGBI. | Nr. 122/2013).

§ 1 BFA-VG, BGBI | 2012/87 idFBGBL | 2013/144 bestimmt, dass dieses Bundesgesetz allgemeine
Verfahrensbestimmungen beinhaltet, die fur alle Fremden in einem Verfahren vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen
und Asyl, vor Vertretungsbehdrden oder in einem entsprechenden Beschwerdeverfahren vor dem
Bundesverwaltungsgericht gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im AsylG 2005 und FPG bleiben unberihrt.
Gemal? 88 16 Abs. 6 und 18 Abs. 7 BFA-VG sind die 88 13 Abs. 2 bis 5 und 22 VWGVG nicht anwendbar.

Mit 01.01.2006 ist das Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl in Kraft getreten (AsylG 2005) und ist auf die ab
diesem Zeitpunkt gestellten Antrége auf internationalen Schutz, sohin auch auf den vorliegenden, anzuwenden.

A)

Gemal 8§ 2 Abs. 1 Z 22 AsylG 2005 ist "Familienangehdriger", wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder
zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der
Status des subsididr Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten
bereits vor der Einreise des subsididar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat, sowie der
gesetzliche Vertreter der Person, der internationaler Schutz zuerkannt worden ist, wenn diese minderjahrig und nicht
verheiratet ist, sofern dieses rechtserhebliche Verhaltnis bereits vor der Einreise des subsidiar Schutzberechtigten oder
des Asylberechtigten bestanden hat; dies gilt weiters auch fUr eingetragene Partner, sofern die eingetragene
Partnerschaft bereits vor der Einreise des subsididr Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten bestanden hat.

Stellt ein Familienangehdriger iSd § 2 Abs. 1 Z 22 leg. cit. von einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten
zuerkannt wurde, einen Antrag auf internationalen Schutz, gilt dieser gemaR § 34 Abs. 1 AsylG 2005 als Antrag auf
Gewahrung desselben Schutzes.

§ 34 Abs. 2 AsylG 2005 normiert, dass die Behorde aufgrund eines Antrages eines Familienangehorigen eines Fremden,
dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehdérigen mit Bescheid den Status eines
Asylberechtigten zuzuerkennen hat, wenn

1. dieser nicht straffallig geworden ist und
(Anm.: Z 2 aufgehoben durch Art 3 Z13,BGBI. | Nr. 84/2017)

3. gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung des
Asylstatus anhangig ist (8 7).

Gemald Abs. 4 leg. cit. hat die Behérde Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers gesondert zu priifen; die
Verfahren sind unter einem zu flhren, und es erhalten unter den Voraussetzungen der Absatze 2 und 3 alle
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Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage waren als unzuldssig zurlickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhdlt einen gesonderten Bescheid.
Ist einem Fremden der faktische Abschiebeschutz gemaRR 8 12a Abs. 4 zuzuerkennen, ist dieser auch seinen
Familienangehdrigen zuzuerkennen.

Im vorliegenden Fall wurde der Ehefrau des Beschwerdeflihrers gemal3§ 3 AsylG 2005 der Status der Asylberechtigten
zuerkannt und gemal 8 3 Abs. 5 AsylG 2005 festgestellt, dass dieser damit kraft Gesetzes die Fllichtlingseigenschaft
zukommt. Dem Beschwerdefuhrer ist daher nach § 34 Abs. 4 AsylG 2005 der gleiche Schutzumfang, d.h. der Status des
Asylberechtigten nach 8§ 3 Abs. 1 AsylG 2005, zuzuerkennen, ohne dass allfallige eigene Fluchtgrinde zu beurteilen
waren (vgl. dazu auch Fel3l/Holzschuster, Asylgesetz 2005 [2006], 499). Aufgrund dessen sind die Spruchpunkte Il. bis
VI. des angefochtenen Bescheides ersatzlos zu beheben.

Der Vollstandigkeit halber ist darauf hinzuweisen, dass der Antrag auf internationalen Schutz am 13. 1. 2016 und somit
nach dem 15. 11. 2015 gestellt wurde, wodurch insbesondere die §§ 2 Abs. 1 Z 15 und 3 Abs. 4 AsylG 2005 idF des
Bundesgesetzes BGBI. | 24/2016 ("Asyl auf Zeit") gemal § 75 Abs. 24 leg. cit. im konkreten Fall Anwendung finden.

B)
Unzulassigkeit der Revision:

GemaR§ 25a Abs. 1 VWGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses
auszusprechen, ob die Revision gemalR Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begriinden.

Die Revision ist gemal3 Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu lésenden Rechtsfrage vor. Die mafgebliche
Rechtsprechung wurde bei den Erwdgungen zu den einzelnen Spruchpunkten des angefochtenen Bescheides

wiedergegeben.
Die Revision ist sohin gemaf Art 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Schlagworte

Asyl auf Zeit Asylgewahrung von Familienangehorigen Asylverfahren befristete Aufenthaltsberechtigung ersatzlose
Teilbehebung Familienangehoriger Familienverfahren Fliichtlingseigenschaft Kassation mindliche Verhandlung
Ruckkehrentscheidung behoben Spruchpunktbehebung
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